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WAS LÄUFT FALSCH?

Territorialitäts-
prinzip gefährdet
Gastkommentar
von HANS H. SIEGRIST

Das Gesundheitswesen steht bezüglich Pro-Kopf-Ausgaben mit
5270 Dollar auf Platz 3 der OECD-Rangliste. So weit, so bekannt.
Aber wie und ob wir den Kostenanstieg in den Griff bekommen
wollen, darüber herrscht Uneinigkeit.

Der Bundesrat geht derzeit einen riskanten Weg, welcher die
Qualität des Schweizer Gesundheitswesens aufs Spiel setzt, ohne
nachweislich Kosten zu sparen: Er treibt z. B. an verschiedenen
Fronten die Lockerung des Territorialitätsprinzips voran. So hat er
im November 2015 mit der Vorlage «KVG-Bestimmungen mit
internationalem Bezug» (Nr. 15.078) zuhanden des Parlaments
eineÄnderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung
verabschiedet, welche den grenznahen Regionen künftig eine
dauerhafte grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Gesund-
heitswesen erlauben möchte.

Beziehen Schweizer Versicherte imAusland medizinische Leis-
tungen, sollen diese künftig im Rahmen der Krankenversicherung
bezahlt werden. Der Ständerat hat den Änderungen bereits zuge-
stimmt – dies, obwohl der erläuternde Bericht des Bundesrates
keine Kosteneinsparungen nachweisen konnte. Hingegen ist
sicher, dass die Qualitätssicherung schwieriger sicherzustellen ist,
wenn Leistungen im Ausland bezogen werden. Der Bundesrat
setzt also die Qualität unseres Gesundheitswesens aufs Spiel, ohne
dass Kosteneinsparungen garantiert wären.

Auch im Bereich der genetischen Untersuchungen soll das Ter-
ritorialitätsprinzip gelockert werden. Gemäss dem bundesrät-
lichen Entwurf zumGesetz über genetische Untersuchungen beim
Menschen (GUMG) sollen künftig Laboratorien sowie Ärztinnen
und Ärzte die Durchführung von genetischen Untersuchungen
einem Laboratorium im Ausland ganz oder teilweise übertragen

können. Künftig sollen Proben von Schweizer Patientinnen und
Patienten ohne deren Wissen oder Einwilligung ins Ausland ver-
schoben und dort untersucht werden.

Es handelt sich dabei notabene um einen Bereich, welcher
hochsensible persönliche Daten der Patientinnen und Patienten
enthält. Bei Analysen im Ausland kann die Privatsphäre des Indi-
viduums nicht garantiert werden.DieDaten von Schweizer Patien-
ten lagern künftig auf Servern der Labors im Ausland. Beispiels-
weise können sich Firmen aller Art in den USA unter der Patriot
Act gegen den Zugriff auf Daten durch Geheimdienste nicht weh-
ren. Ein solcher Eingriff wäre in der Schweiz hingegen undenkbar.
Die Schweizer Laborbranche sieht mit grösster Sorge, wie der
Schutz der Privatsphäre von Schweizer Versicherten Schritt für
Schritt erodiert.

Gegenwärtig droht uns ein Dammbruch in Sachen Qualitäts-
sicherung im Schweizer Gesundheitswesen. Statt Qualität und Pri-
vatsphäre zu gefährden, sollte der Bundesrat denHebel dort anset-
zen, wo das Optimierungspotenzial augenfällig ist. Derartige Be-
reiche gibt es genug. Ein Beispiel ist die Tarifgebung in unserem
Gesundheitssystem. Stand heute werden zahlreiche Tarife, bei-
spielsweise die Tarife für Analysen in Praxislaboratorien, gemäss
politischen Präferenzen und nicht gemäss den gesetzlich vorge-
schriebenen WZW-Kriterien (Wirksamkeit, Zweckmässigkeit,
Wirtschaftlichkeit) festgesetzt. Nur so ist es zu erklären, dass ge-
wisse Tarife für Analysen bis zu dreimal mehr kosten, wenn sie in
einem ärztlichen Praxislabor statt in einem medizinischen Labor
durchgeführt werden.

Massnahmen, welche tatsächlich Kosten sparen würden, müs-
sen rasch an die Hand genommen werden. Andernfalls droht der
Druck weiter zu steigen, und politischmotivierter Aktivismus wird
von der schädlichen Ausnahme zur Regel.

Hans H. Siegrist ist Präsident FAMH – Die medizinischen Laboratorien der
Schweiz.

In der Rubrik «Was läuft falsch?» beschreiben Verbände und Organi-
sationen, was sich ihrer Meinung nach in der Schweiz ändern müsste.
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Feuilleton: René Scheu, Roman Hollenstein, Angela
Schader, Barbara Villiger Heilig, Claudia Schwartz, Andrea
Köhler, Thomas Ribi, Uwe Justus Wenzel, Ueli Bernays, Roman
Bucheli, Susanne Ostwald, Philipp Meier, Samuel Herzog
Medien: Rainer Stadler

Zürich: Luzi Bernet, Christina Neuhaus, Dorothee Vögeli, Irène
Troxler, Urs Bühler, Walter Bernet, Brigitte Hürlimann, Stefan

Hotz, Adi Kälin, Natalie Avanzino, Andreas Schürer, Fabian
Baumgartner
Sport: Elmar Wagner, Flurin Clalüna, Andreas Kopp, Benjamin
Steffen, Daniel Germann, Peter B. Birrer, Anja Knabenhans,
Markus Wanderl, Philipp Bärtsch
Meinung & Debatte: Martin Senti, Andreas Breitenstein,
Elena Panagiotidis
Panorama: Katja Baigger, Susanna Ellner
Wissenschaft: Christian Speicher, Alan Niederer, Stefan
Betschon, Stephanie Kusma, Lena Stallmach, Henning Steier,
Helga Rietz
Gesellschaft / Reisen / Wochenende: Colette Gradwohl,
Susanna Müller, Claudia Wirz
Nachrichtenredaktion: Anja Grünenfelder, Manuela
Nyffenegger, Nina Fargahi
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Konflikt um Sika
Martin Janssen vertritt in seinem Gast-
kommentar zum Thema Sika (NZZ
14. 6. 16) uneingeschränkt den Stand-
punkt der Familie Burkard. Aber: Es
gibt keine «Eigentumsgarantie» für
Stimmrechtsmehrheiten, im besten Fall
eine Machtgarantie bzw. Machtdurch-
setzung. Und diese Stimmenmehrheit
will die Familie Burkard für unerhörte
2,75 Milliarden Franken an Saint-Go-
bain (Konkurrenz der Sika) verkaufen.
Dass die Schenker-Winkler Holding
(Familienholding mit Stimmenmehr-
heit) damit «ganz offensichtlich einen
industriell guten Entscheid getroffen
hat», wird im Gastkommentar ohne
jeden Beleg einfach behauptet.

Der Verwaltungsrat andrerseits hat
das Recht und die Pflicht, im Interesse
der Firma und aller (anderen) Stake-
holder (Inhaberaktionäre, Mitarbeiter,
Kunden) alle rechtlichmöglichen Schrit-
te zu unternehmen. Es ist zu hoffen, dass
das Zuger Kantonsgericht gegen den
Verrat an der Firma durch die Nach-
kommen des Firmengründers und für
das Wohl der Firma Sika entscheidet.
Das würde den Rechtsstaat Schweiz
nicht zum Unrechtsstaat machen, son-
dern zeigen, dass in diesem Rechtsstaat
auch die «Marktwirtschaft» einen
menschlichen Aspekt hat.

Gustave Naville, Zumikon

Die Ausführungen im Gastkommentar
«Das Eigentum und seine Feinde» kön-
nen so nicht stehenbleiben. Der Verwal-
tungsrat einer AG hat die Interessen der
Gesellschaft zu vertreten und die Inter-
essen aller Aktionäre, nicht nur die des
Mehrheitsaktionärs, zu wahren. Wer,
wenn nicht der Verwaltungsrat, sollte
die Einhaltung der Statuten sicherstel-
len? Die «Prinzipal-Agent-Problema-
tik» greift da gerade nicht. Schliesslich
liegt kein Beschluss der Generalver-
sammlung vor, die Sika an Saint-Gobain
zu verkaufen.

Bei der Beurteilung einer durch ver-
schiedene Teilregeln bestimmten Ge-
samtsituation genügt es nicht, festzustel-
len, dass alle Teilregeln eingehalten sind.
Es muss zwingend die Gesamtsituation
gewürdigt werden, weil sich im konkre-
ten Fall Teilregeln widersprechen kön-
nen. Die Statuten der Sika wollen aus-
drücklich verhindern, dass ein neuer
Aktionär mit mehr als 5% der Namen-
aktien stimmen kann. Das dient dem
Schutz der Inhaberaktionäre, denen
durch die Stimmenmehrheit der Na-
menaktionäre die Opting-out-Klausel
aufgezwungen wurde. Würde durch die
Holding das Aktienpaket verkauft, so

wäre die Anwendbarkeit der 5%-Klau-
sel nicht zu diskutieren. Warum soll das
anders sein, wenn dieHoldingmit ihrem
einzigen Inhalt, allen Namenaktien, ver-
kauft wird? Vereinfacht gesagt: Es liegt
ein einfaches Umgehungsgeschäft vor,
mit dem die Inhaberaktionäre unter
anderem wegen der Opting-out-Klausel
geschädigt werden. Die Gesamtsicht ist
massgeblich. Natürlich können die Ak-
tionäre der Schenker-Winkler Holding
diese verkaufen, doch dann greifen eben
die statutarischen Einschränkungen, die
5%-Klausel. Da liegt keine neue Ein-
schränkung der Eigentumsordnung vor,
sondern die Beachtung der für die Sika
und ihre Aktionäre gültigen statutari-
schen Bestimmungen.

Ulrich Grete, Zumikon

Pragmatismus
bei der Steuerreform
Marcel Amrein ist in seinem Kommen-
tar zur Unternehmenssteuerreform III
(NZZ 15. 6. 16) völlig zuzustimmen. Ins-
besondere nützt es niemandem etwas, in
steuerrechtlicher Schönheit zu sterben.
Wer hat denn etwas von gesetzgebungs-
technischen Idealen, wenn die Unter-
nehmen abwandern? Es ist gerade ein
Vorteil des Schweizer Rechts, dass es
offen ist für Lösungen, welche aus dem
Kompromiss und den realpolitischen
Notwendigkeiten geboren werden. Na-
türlich wird damit auchUnfug getrieben
– vomGesetzgeber, der teilweise unver-
ständlich oder zusammenhangslos legi-
feriert, und von Initianten, die mit
Nebensächlichkeiten oder detailverses-
senen Lösungen die Verfassung ver-
unstalten. Dies ändert aber nichts daran,
dass der Pragmatismus des Schweizer
Rechts seine grosse Stärke ist.

Patrice Zumsteg, Zürich

Anmerkungen zu
Nagorni Karabach
Der Gastkommentar von Stefan Müller
«Umkämpftes Nagorni Karabach: Der
kaukasische Knoten» (NZZ 10. 6. 16) ist
voreingenommen und kann nicht un-
kommentiert stehen gelassen werden.
Es ist falsch, zu behaupten, dass Aser-
baidschan Nagorni Karabach am
2. April angegriffen hat. Der Autor
sollte wissen, dass die Waffenruhe von
1994mehrfach durch armenische Provo-
kationen verletzt wurde, ohne dass
Aserbaidschan darauf reagiert hätte.

Diesmal aber waren die Vorfälle gra-
vierend: Armenisches Militär nahm mit
massiver Artillerie aserbaidschanische
Zivilisten unter Feuer, die in Siedlungen
nahe der Front leben. Es gab mehrere
Tote und grosse Sachbeschädigungen.
Auch aserbaidschanische Stellungen
wurden beschossen. Die Streitkräfte
Aserbaidschans sahen sich genötigt,
innerhalb der international anerkannten
Grenzen Aserbaidschans Gegenmass-
nahmen zu ergreifen.

Aserbaidschan hat wiederholt darge-
legt, dass die illegale Anwesenheit
armenischer Streitkräfte auf besetzten
aserbaidschanischen Territorien ein
Hauptgrund für die prekäre Situation
bleibt sowie den Frieden und die Stabi-
lität der Region gefährdet. Durch Pro-
vokation und Eskalation, durch militäri-
sche Aufrüstung in den besetzten Terri-
torien, durch illegale Eingriffe in den
demografischen und kulturellen Cha-

rakter des Landes sowie durch wirt-
schaftlicheMassnahmen verfolgt Arme-
nien offensichtlich eine Annexion aser-
baidschanischen Territoriums.

Dass der Status quo unannehmbar
und unhaltbar ist, wurde imRahmen der
Minsk-Gruppe der OSZE festgestellt.
Der Uno-Sicherheitsrat verabschiedete
vier Resolutionen (Nr. 822, 853, 874,
884), die den Abzug der armenischen
Streitkräfte aus den okkupierten Gebie-
ten der Republik Aserbaidschan forder-
ten. Armenien ignorierte diese Auffor-
derung genauso wie die Resolution der
parlamentarischen Versammlung des
Europarates (Nr. 1416, 2005 / Nr. 2085,
2016), in der die Okkupation aserbai-
dschanischer Gebiete und die damit ein-
hergehende ethnische Säuberung verur-
teilt werden.

Die militärische Besetzung des Terri-
toriums Aserbaidschans ist kein haltba-
rer Zustand. Je schneller Armenien dies
einsieht, desto früher kann der Konflikt
gelöst werden. Zum zukünftigenNutzen
aller Menschen in der Region.
Akram Zeynalli, Botschafter der Republik

Aserbaidschan in der Schweiz

Wie kann man
rascher bauen?
Der Autor Adi Kälin beleuchtet Mög-
lichkeiten, um die Dauer von Bau-
bewilligungsverfahren zu beschleunigen
(«Jammern vor dem Jubeltag», NZZ
16. 6. 16). Eine zunehmend anerkannte
Methode bleibt unerwähnt. Handlungs-
weisen, die für das Konfliktmanagement
zur Anwendung kommen, können auch
präventiv bei der Projektentwicklung
für grosse Bauvorhaben eingesetzt wer-
den. Es geht darum, zu Beginn der Pro-
jektarbeit alle Stakeholder zu identifi-
zieren, die Betroffenen in geeigneter
Weise in den Prozess mit einzubeziehen,
deren berechtigte Bedürfnisse zu evalu-
ieren und alle so ermittelten Interessen
bestmöglich unter einenHut zu bringen.
So vorgehen heisst, alle Stakeholder zu
respektieren, die eigenen Anliegen zu
erklären und sämtliche Bedürfnisse auf-
einander abzustimmen. Häufig können
so gar Win-win-Ergebnisse erzielt wer-
den. Der Initialaufwand für ein media-
tives Vorgehen zahlt sich schliesslich
unter verschiedenen Gesichtspunkten
wie Zeitgewinn, Qualitätssteigerung,
Kostenoptimierung und eine auf Dauer
angelegte gute Koexistenz aus.

Kurt Bieder, Luzern
alt Stadtrat/Baudirektor

Es ist überfällig, die heutige Denkmal-
pflegeideologie einer öffentlichen De-
batte zu unterziehen. Zu meinem Be-
dauern blieb der Masterplan Hoch-
schulgebiet Zürich Zentrum im Artikel
unerwähnt. Dort geht es einerseits um
ein neues, modernes Spital, das die Lim-
matstadt an der Weltspitze halten soll.
Es braucht selbstverständlich mehr
Platz als das bestehende. Gleichzeitig
muss das alte Spital in grossen Teilen er-
halten bleiben – samt dem Spitalpark,
obwohl beide ihren ursprünglichen
Zweck überlebt haben. Deshalb sieht
der Masterplan keinen Ersatzneubau
vor, sondern einen Megakomplex, der
hinter der geschützten Anlage in räum-
lich beengtem Umfeld in den Hang ge-
drückt wird und sich an einemunpassen-
den Ort im Stadtgefüge hoch aufbäu-
men muss. Diese Fünfer-und-Weggli-
Mentalität verwandelt manche planeri-
sche und architektonische Vision in
einen elenden Knorz.

Manuel Pestalozzi, Zürich


